1
5


Öffentliche Anhörung „Atomnovelle“
am 5. November 2001
Antworten  auf den  Fragenkatalog

(A.-Drs. 14/621neu**)
Beiträge von:
Seite



Prof. Dr. Georg Hermes, Frankfurt a.M.
3

Prof. Dr. Matthias Schmidt-Preuß, Erlangen-Nürnberg
10








[image: image1.png]



           Johann Wolfgang Goethe - Universität

                                         Frankfurt am Main

___________________________________________________________________________

Fachbereich Rechtswissenschaft

Professur für Öffentliches Recht  

Prof. Dr. Georg Hermes


Postfach 11 19 32 

D-60054 Frankfurt am Main

Hausanschrift: Senckenberganlage 31

D-60325 Frankfurt am Main

Telefon (069) 798-23863

Telefax (069) 798-28750

E-Mail: G.Hermes@jur.uni-frankfurt de


Sachverständigenanhörung

zum

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Gesetzes zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität

- Drs. 14/6890 -

am Montag, den 5. November 2001 in Berlin

Inhalt

4I.
Grundsatzfragen


4II.
Laufender Betrieb und Sicherheit der Kernkraftwerke


4Leistungsbetrieb, Übertragung von Strommengen


4Sicherheitsstandard während der Restlaufzeit


5III.
Entsorgung


5Verbot der Wiederaufarbeitung


5Standortnahe Zwischenlager


6Endlager (insbesondere Wegfall der Enteignungsmöglichkeit)


7IV.
Juristische Fragen und Haftungsprobleme


7Allgemeine gesetzliche Umsetzung des Ausstiegskonzepts


8Gesetzgebungsverfahren und Konsensvereinbarung


9Zustimmung des Bundesrates erforderlich?




I.
Grundsatzfragen

II.
Laufender Betrieb und Sicherheit der Kernkraftwerke

Leistungsbetrieb, Übertragung von Strommengen

Ist die Begrenzung des Leistungsbetriebs eines Atomkraftwerks in §7 (1a) AtG (neu) eindeutig geregelt? Können grundsätzlich flexible Strommenge auf ein Kernkraftwerk übertragen werden, dessen Berechtigung zum Leistungsbetrieb eigentlich schon erloschen ist, so dass es seinen Leistungsbetrieb wieder aufnehmen kann? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 6)

Sind die vorgesehenen Verfahrensschritte und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Berechnung der jeweils noch verbleibenden Reststrommengen aus rechtlicher und fachlicher Sicht angemessen? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 36)

Halten Sie klarstellende Begriffsbestimmungen in §2 AtG (neu) für notwendig oder hilfreich (z.B. für den Begriff Leistungsbetrieb)? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 39)

Die Eindeutigkeit der Regelung in § 7 (1a) AtG (neu) ist zunächst abhängig von dem Begriff „Leistungsbetrieb“, der bislang in § 2 AtG nicht definiert ist. Zweifelsfragen sind nur dann ausgeschlossen, wenn der technische Gebrauch des Begriffes (insbesondere in der Genehmigungs- und Aufsichtspraxis) Eindeutigkeit vermittelt. Anderenfalls würde sich eine Klarstellung in § 2 AtG (neu) empfehlen.

Darüber hinaus hängt die Klarheit der Regelung in § 7 (1a) AtG (neu) von der Eindeutigkeit der Messung der seit dem 1.1.2000 „produzierten Elektrizitätsmenge“ ab. Die Regelungen in § 7 (1a) Satz 2-7 AtG (neu) betreffend die Modalitäten der Messung sind insoweit problematisch, weil sie sich ihrem Wortlaut nach auf die „in Anlage 3 Spalte 2 aufgeführten Elektrizitätsmengen“ beziehen. Dazu gehören auch die Elekrizitätsmengen, die zwischen dem 1.1.2000 und dem Inkrafttreten des Gesetzes produziert wurden. Zweifelsfragen sind deshalb nur dann ausgeschlossen, wenn die Atomkraftwerke, die in Anlage 3 (neu) aufgelistet sind, bereits seit dem 1.1.2000 über Messeinrichtungen verfügen, die den Anforderungen des § 7 (1a) AtG (neu) entsprechen, und wenn deren Messergebnisse nachvollziehbar dokumentiert sind. Anderenfalls fehlt es auch für die Überprüfung und Bescheinigung durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach § 7 (1c) Satz 2 AtG (neu) an der erforderlichen Grundlage.

Was geschieht mit den verbleibenden Produktionsrechten, wenn eine Betriebsgenehmigung gemäß §17 zukünftig widerrufen werden muss? (PDS, Frage 8.)

Die „Berechtigung zum Leistungsbetrieb“, die § 7 (1a) AtG (neu) in Abhängigkeit von der Reststrommenge nach Anlage 3 zum Erlöschen bringt, hat ihre rechtliche Grundlage in der jeweiligen Betriebsgenehmigung. Fällt diese - durch Widerruf oder auf andere Weise - weg, so fehlt es für die Übertragung einer „Reststrommenge“ an der rechtlichen Grundlage. Das schließt allerdings nicht aus, daß im Vorfeld eines sich abzeichnenden Widerrufs die Reststrommenge der betroffenen Anlage nach Abs. 1b auf ein anderes Kraftwerk übertragen wird. Der Anlage 3 des AtG (neu) liegt nämlich ersichtlich die Prognose zugrunde, daß alle dort aufgeführten Anlagen „ihre“ Reststrommengen ohne unüberwindlichen rechtlichen oder tatsächlichen Hindernisse produzieren können.

Sicherheitsstandard während der Restlaufzeit

Ist die Gewährung eines „Sicherheitsrabatts“ während der Restlaufzeit nach der Atomgesetznovelle geboten oder zumindest zulässig? (CDU/CSU, Frage III. 8.)

Welchen Stellenwert nimmt der Schutz von Leben und Gesundheit vor ionisierender Strahlung in der neuen Zielstellung des Gesetzes gegenüber der bestehenden Fassung ein? (PDS, Frage 1)

Kann in das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit mittels einfacher Mehrheiten eingegriffen werden oder ergeben sich verfassungsrechtliche Bedenken? (PDS, Frage 2)

Ist der Gesetzgeber frei, Risiken für das Leben und Gesundheit der Bevölkerung in Kauf zu nehmen oder müssen Grenzen beachtet werden? (PDS, Frage 3)

Das geltende AtG genügt ebenso wie das AtG (neu) den verfassungsrechtlichen Anforderungen, die sich insbesondere aus der Schutzpflicht für Leben und Gesundheit ergeben. Daß ein „Sicherheitsrabatt“ während der Restlaufzeit geboten oder zulässig wäre, läßt sich dem AtG (neu) nicht entnehmen. Dies folgt insbesondere aus der unveränderten Beibehaltung des § 1 Nr. 2 AtG.

III.
Entsorgung

Verbot der Wiederaufarbeitung

Wie beurteilen Sie das Verbot der Abgabe bestrahlter Kernbrennstoffe aus gewerblichen Atomkraftwerken zur Verwertung an eine Anlage zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe nach §9 (1) Satz 2 AtG (neu) in rechtlicher, insbesondere in völkerrechtlicher Hinsicht? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 38)

Ist das Verbot der Wiederaufarbeitung ab 2005 mit EU-Recht (Wettbewerbsverbot) vereinbar? (CDU/CSU, Frage III. 9.)

Das Verbot der Wiederaufarbeitung in § 9a (1) Satz 2 AtG (neu) ist mit EU-Recht vereinbar. Bestrahlte Kernbrennstoffe gehören nicht zu den Gütern und Erzeugnissen der Liste A1 des Anhangs IV zum EAGV. Das Verbot mengenmäßiger Ausfuhrbeschränkungen in Art. 93 EAGV gilt für bestrahlte Kernbrennstoffe deshalb nicht. Unabhängig davon hat die mit der Regelung des § 9a (1) Satz 2 AtG (neu) notwendigerweise verbundene Ausfuhrbeschränkung für bestrahlte Kernbrennstoffe keine diskriminierende (die nationale Produktion oder den Binnenmarkt der Bundesrepublik Deutschland bevorzugende) Wirkung, so daß sie von dem Verbot des Art. 93 EAGV nicht erfaßt wird. Auch ein Verstoß gegen die Dienstleistungsfreiheit liegt nicht vor, da das Verbot der Wiederaufarbeitung nicht diskriminierend wirkt und deshalb durch die mit ihm bezweckte Verminderung der Risiken des Entsorgungsprozesses gerechtfertigt ist.

Das in § 9a (1) Satz 2 AtG (neu) enthaltene Verbot der Wiederaufarbeitung ist mit den Verwaltungsabkommen zwischen der Bundesrepublik und Frankreich/Großbritannien aus den Jahren 1990/91 vereinbar, wenn man die in diesen Abkommen enthaltene Pflicht der Bundesregierung, der Lieferung von bestrahlten Brennelementen deutscher Stromerzeuger an die Wiederaufarbeitungsanlagen der COGEMA/BNLF „kein Hindernis“ entgegenzusetzen, in völkerrechtskonformer Weise so auslegt, daß eine verfassungswidrige Bindung der zuständigen deutschen Gesetzgebungsorgane an das Entsorgungskonzept der Wiederaufarbeitung nicht erfolgt ist.

Standortnahe Zwischenlager 

Trifft die Novelle des AtG ausreichende Festlegungen, damit die an den Standorten der Kernkraftwerke zu errichtenden dezentralen Zwischenlager nur zeitlich befristet betrieben werden?  Wenn nein, würden Sie eine Ergänzung der Novelle um geeignete Festlegungen vorschlagen? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 17)

Nach dem Entwurf sind anfallende bestrahlte Kernbrennstoffe so lange in standortnahen Zwischenlagern aufzubewahren, bis sie an eine Anlage zur Endlagerung radioaktiver Abfälle abgeliefert werden (§ 9a Abs. 1b Satz 1 und Abs. 2 Satz 3 AtG neu). Eine zeitliche Befristung des Betriebs der standortnahen Zwischenlager könnte sich deshalb allein daraus ergeben, daß eine Frist für die Erfüllung der Pflicht des Bundes normiert würde, Anlagen zur Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver Abfälle einzurichten. Dies ist bislang nicht der Fall.

Trifft die Novelle ausreichende Festlegungen, um die Größe von Standort-Zwischenlagern in Bezug auf die einzulagernde Menge abgebrannter Brennelemente zu beschränken?  Sollte auch für diese Zwischenlager eine Bedürfnisprüfung, etwa in Hinblick auf die noch zu erwartenden Einlagerungsmengen, gesetzlich vorgeschrieben werden?  Wenn ja, welche Regelung würden sie vorschlagen, insbesondere mit Blick auf Flexibilität in der Strommengenbegrenzung? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 18)

Eine gesetzliche Beschränkung der Größe einzelner standortnaher Zwischenlager läßt sich dem AtG (neu) nur mittelbar entnehmen. Sie folgt daraus, dass nach § 9a (2) Satz 3 AtG (neu) jeder Betreiber einer Anlage dafür zu sorgen hat, dass ein standortnahes Zwischenlager errichtet wird und dass die in der Anlage anfallenden bestrahlten Kernbrennstoffe in diesem Zwischenlager aufbewahrt werden. Anlaß, in einem standortnahen Zwischenlager „Überkapazitäten“ zu schaffen, kann vor diesem Hintergrund nur dann entstehen, wenn bestrahlte Kernbrennstoffe oder radioaktive Abfälle aus der Wiederaufarbeitung aufgenommen werden sollen, die aus anderen Anlagen stammen. Eine solche Aufnahme „fremder“ bestrahlter Kernbrennstoffe oder Abfälle ist nach dem AtG (neu) in drei Fällen theoretisch denkbar:

- Für eine Anlage wird eine Ausnahme von der Pflicht zur standortnahen Zwischenlagerung – vgl. § 9a (2) Satz 4 AtG - erteilt, weil die Anlage vor dem 1. Juli 2005 endgültig stillgelegt werden soll. Der Betreiber einer solchen stillzulegenden Anlage kann dann seinen Entsorgungsvorsorgenachweis durch Zwischenlagerungskapazitäten „Dritter“ erbringen; vgl. § 9a (1b) AtG (neu).

- Es handelt sich um „fremde“ radioaktive Abfälle aus der Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe, für die § 9a (2) Satz 3 AtG (neu) keine Verpflichtung zur standortnahen Zwischenlagerung statuiert.

- Oder es handelt sich um bestrahlte Kernbrennstoffe/Abfälle aus dem Ausland.

Im Zusammenhang mit dem zuerst genannten Fall ist die Formulierung in § 9a (1b) Satz 3 AtG (neu) unklar, weil es nach der dort verwendeten Formulierung als Entsorgungsvorsorgenachweis genügt, wenn rechtlich und technisch verfügbare Zwischenlager „Dritter“ bereitstehen. Dies passt mit der Verpflichtung zur standortnahen Zwischenlagerung in § 9a (2) Satz 3 AtG (neu) nur dann zusammen, wenn die Zwischenlagerung durch „Dritte“ auf die Ausnahme nach § 9a (2) Satz 4 AtG (neu) beschränkt bleibt oder den Fall meint, dass ein standortnahes Zwischenlager durch einen anderen betrieben wird als den Betreiber der Anlage zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität.

Welche Schlussfolgerungen ziehen Sie aus der Tatsache, dass die beantragten Kapazitäten zur dezentralen Zwischenlagerung die rechnerische Menge an abgebrannten Brennelementen erheblich überschreiten, welche sich aus der Produktionsgarantie des Entwurfes ableiten lassen? (PDS, Frage 14.)

Die Schaffung von Überkapazitäten, die nach den genannten gesetzlichen Grundlagen nicht genutzt werden können, fällt in die unternehmerische Verantwortung der Betreiber. Im übrigen muß die Genehmigung für ein Zwischenlager nicht ausgenutzt werden, wenn sich herausstellt, dass die zulässige Reststrommenge nicht genutzt, sondern auf eine andere Anlage übertragen wird.

Endlager (insbesondere Wegfall der Enteignungsmöglichkeit)

§9a (3) AtG (neu) regelt u.a. die Übertragung hoheitlicher Befugnisse bei der Endlagerung vom Bund auf Dritte (Beleihung).  Reichen die vorgesehenen Regelungen für einen bestimmenden Einfluss des Bundes auf die in seiner Verantwortung liegende Endlagerung radioaktiver Abfälle aus? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 23)

Die Regelung zur Übertragung auf Dritte weist Defizite auf. So sollte die Organzuständigkeit und die Rechtsform der Übertragung geregelt und eine Publiziät des Übertragungsaktes sichergestellt werden. Der bestimmende Einfluß des Bundes wird lediglich durch die „Aufsicht“ sichergestellt. Klargestellt werden sollte, dass damit die Rechts- und Fachaufsicht gemeint ist.

Verpflichtet §9a (3) AtG den Bund dazu, Anlagen zur Endlagerung radioaktiver Abfälle in Deutschland einzurichten?  Falls das AtG diesbezüglich nicht eindeutig ist, würden sie eine entsprechende Klarstellung vorschlagen? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 27)

Eine Pflicht des Bundes, Anlagen zur Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver Abfälle ausschließlich in Deutschland einzurichten, läßt sich dem Wortlaut von § 9a (3) Satz 1 AtG (neu) nicht entnehmen. Der insoweit bestehende Konsens hat im Entwurf keinen Niederschlag gefunden.

Halten Sie die Vorschriften des AtG zur Einrichtung von atomaren Endlagern vor dem Hintergrund von Befürchtungen, die Standort-Zwischenlager könnten im Lauf der Zeit zu Endlagern werden, für ausreichend?  Würden Sie Festlegungen für das Verfahren zur Einrichtung von Anlagen zur Endlagerung oder auch Festlegungen von Kriterien für die Auswahl von Standorten als hilfreich erachten? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 28)

Die rechtlichen Minimalanforderungen an die Standortsuche und die Planung eines Endlagers ergeben sich aus der Veränderungssperre für die Planungsgebiete nach § 9g AtG sowie aus dem Erfordernis eines Raumordnungs- und eines Planfeststellungsverfahrens mit Umweltverträglichkeitsprüfung. Die (auch verfassungsrechtliche) Frage lautet, ob die Kriterien für die diesem formalisierten Verfahren vorausgehende Standortsuche wegen ihrer „Wesentlichkeit“ einer normativen Grundlage bedürfen und ob sie gesetzlicher Regelung zugänglich sind (Vorbehalt des Gesetzes, Parlamentsvorbehalt). Angesichts des wissenschaftlichen Fortschritts, der die Auswahl- und Eignungskriterien betrifft, lässt sich diese Frage m. E. verneinen. Anders zu beurteilen ist das Verfahren der Standortsuche. Hier ist eine gesetzliche Regelung denkbar, die die wesentlichen Verfahrensschritte, die zu beteiligenden Stellen etc. festlegt und dies evt. mit einer Verordnungsermächtigung kombiniert. 

Die Zulässigkeit der Enteignung für Zwecke der Errichtung und des Betriebs von Anlagen zur Endlagerung §9d und 9e AtG (alt) wird mit der Novelle ebenso aufgehoben wie die Pflicht zur Duldung entsprechender Vorarbeiten (§9f AtG alt).  Halten Sie dies für hilfreich, insbesondere vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, zügig Anlagen zur Endlagerung radioaktiver Abfälle einzurichten? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 29)

Die Aufhebung der Enteignungsmöglichkeit zur Realisierung eines Endlagers ist nicht hilfreich. Sie begründet darüber hinaus ernste Zweifel an der Bereitschaft des Bundes, seiner Aufgabe nach § 9a (3) Satz 1 AtG nachzukommen. Die Hoffnung, ein Endlager ohne Enteignung realisieren zu können, ist auf der Grundlage der Erfahrungen mit vergleichbaren Großprojekten durch nichts gerechtfertigt. Die Beibehaltung der §§ 9d bis 9f AtG wird deshalb dringend empfohlen.

Verletzt das Moratorium für das Endlager Gorleben die Rechtsstellung der Länder? (CDU/CSU, Frage III.10.)

Nein. Auf das beim Bundesverfassungsgericht zu dieser Frage anhängige Verfahren (2 BvG 1/00) wird verwiesen.

Welche Konflikte ergeben sich an zukünftigen Standorten zur Erkundung eines Endlagers aus der beabsichtigten Beibehaltung der Veränderungssperre? (PDS, Frage 21.)

Die Beibehaltung der Regelung über die Veränderungssperre in § 9g AtG gehört (neben der Beibehaltung der §§ 9d – 9f AtG) zu den notwendigen gesetzlichen Vorkehrungen, um dem Bund die Wahrnehmung seiner Aufgabe nach § 9a (3) Satz 1 AtG zu ermöglichen. Eventuelle Konflikte an zukünftigen Standorten sind unausweichliche Folge der in der Vergangenheit getroffenen Entscheidung zugunsten der Kernenergie.

IV.
Juristische Fragen und Haftungsprobleme

Allgemeine gesetzliche Umsetzung des Ausstiegskonzepts 

Welche rechtlichen Auswirkungen wird aus Ihrer Sicht die Änderung des Gesetzeszwecks in §1 des AtG (neu) haben? Sehen Sie konkrete Auswirkungen auf Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 31)

Da es bei der Zweckbestimmung des § 1 Nr. 2 AtG (alt) bleibt, verändert sich der maßgebliche Auslegungsmaßstab (insbesondere im Hinblick auf das Sicherheitsniveau) für konkrete Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren nicht.

Halten Sie für die Absicherung des Atomausstiegs weitere rechtliche Regelungen für erforderlich? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 33)

Von den bereits erwähnten – nicht auszuschließenden – Zweifelsfragen bei der Messung der Reststrommengen zwischen dem 1.1.2000 und dem Inkrafttreten des AtG (neu) abgesehen, bedarf die Absicherung des Atomausstiegs keiner weiteren rechtlichen Regelungen.

Sind die Regelungen über die Beschränkung der Laufzeit von bestimmten Atomkraftwerken in § 7 (1a) i.V.m. Anlage 3 AtG (neu) aus Ihrer Sicht mit der Verfassung, insbesondere mit Art. 12 und 14 GG vereinbar, und ist eine derartige Regelung entschädigungsfrei möglich? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 35)

Ja. Die der Anlage 3 zugrundeliegende Regellaufzeit von 32 Jahren stellt – auch vor dem Hintergrund der Vereinbarung vom 14. Juni 2000 - eine Basis für die Berechnung der Reststrommengen dar, die sich im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit Art. 14 und 12 GG eindeutig auf der sicheren Seite bewegt.

Ist ein gesetzliches Verbot neuer Kernkraftwerke in Deutschland verhältnismäßig, insbesondere erforderlich und geeignet, um Unfälle „mit unabsehbaren Folgen“ zu vermeiden, wenn die geltende Bestimmung des § 7 Abs. 2 a des Atomgesetzes und das aktuelle Sicherheitsniveau der in Deutschland derzeit betriebenen Kernkraftwerke berücksichtigt werden? (CDU/CSU, Frage III.1.)

Die Beantwortung dieser Frage fällt zu einem wesentlichen Teil in die Einschätzungskompetenz der Gesetzgebungsorgane. Deren verfassungsrechtliche Grenzen sind in dem vorliegenden Entwurf beachtet.

Vermag eine Änderung der Bewertungsmaßstäbe für das gesellschaftlich akzeptierte Risiko von Kernkraftwerken den Eingriff in Grundrechte der Betreiber von Kernkraftwerken rechtfertigen? Ist die Zustimmung der EVU zu dem Gesetzentwurf für die Frage, ob ein Eingriff in deren Eigentumsrechte vorliegt, rechtlich von Bedeutung und haben überhaupt wirksam einen Verzicht erklärt? (CDU/CSU, Frage III.6.)

Unabhängig von der rechtlichen Qualität der Vereinbarung vom 14. Juni 2000 macht die Zustimmung der Betreiber die Einschätzung des Gesetzgebers plausibel und nachvollziehbar, dass es sich insbesondere bei den Restlaufzeiten um eine zumutbare Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums und um eine zumutbare Beschränkung der Berufsausübungsfreiheit handelt.

Welche verfassungsrechtlichen Fragen wirft die Begrenzung der Regellaufzeit aus 32 Jahre auf? Wie ist die Übertragbarkeit von Stromerzeugungskontingenten in diesem Zusammenhang zu bewerten? (CDU/CSU, Frage III.7.)

Die Übertragbarkeit der Stromerzeugungskontingente stellt eine zulässige und plausible Flexibilisierung der notwendigerweise schematisch-typisierenden Regelung der Restlaufzeiten dar.

Besteht eine reale Verfahrenschance, die eine Überprüfung der Atomgesetznovelle beim Bundesverfassungsgericht ermöglicht? (PDS, Frage 4)

Ja. Das AtG (neu) kann von der Bundesregierung, einer Landesregierung oder einem Drittel der Mitglieder des Bundestages der Überprüfung durch das Bundesverfassungsgericht zugeführt werden (abstrakte Normenkontrolle nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG). Ob die Verfassungsbeschwerde eines Betreibers vor dem Hintergrund der Vereinbarung vom 14. Juni 2000 zulässig wäre, erscheint zweifelhaft.

Gesetzgebungsverfahren und Konsensvereinbarung

Wie beurteilen Sie den von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf aus verfassungsrechtlicher Sicht, insbesondere im Hinblick auf das gewählte Verfahren? (FDP, Frage 4. a)

Die Vereinbarung vom 14. Juni 2000 bindet rechtlich weder die Bundesregierung noch den Bundestag. Es handelt sich um eine politische Vereinbarung im Prozeß der Gesetzesvorbereitung/Gesetzesinitiative. Der Unterschied zu allgemein üblichen politischen Abstimmungsprozessen zwischen den Gesetzgebungsorganen und den betroffenen Kreisen liegt darin, dass die Vereinbarung vom 14. Juni 2000 schriftlich fixiert wurde und möglicherweise detailgenauer ist als andere politische Absprachen. 

Wie beurteilen Sie die Begründung für die Novelle (A. Allgemeiner Teil), insbesondere die Bezugnahme auf die Vereinbarung zwischen Bundesregierung und Elektrizitätsversorgungsunternehmen vom 14. Juni 2000, aus verfassungsrechtlicher Sicht? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 30)

Die Bezugnahme ist unschädlich. Sie wird dazu führen, dass bei späteren Auslegungsfragen zu dem Gesetz neben der Begründung (Drs.) auch auf die Vereinbarung Bezug genommen wird (Entstehungsgeschichte des Gesetzes).

Würde eine Änderung des Regierungsentwurfs des Atomgesetzes im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahrens die Vereinbarung vom 14. Juni 2000 gefährden? (CDU/CSU, Frage III. 3.)

Da es sich um eine politische Vereinbarung handelt, ist diese Frage an die Beteiligten der Vereinbarung zu richten. Dem Bundestag steht es frei, den Entwurf zu ändern und – wenn der Bundestag dies für sachdienlich erachtet – darüber einen (neuen oder anderen) Konsens mit den betroffenen Betreibern zu suchen.

Ist durch den Umstand, dass dem Gesetzgeber aufgrund der detaillierten Vereinbarung der Bundesregierung mit den EVU nahezu kein Entscheidungsspielraum bezüglich Gestaltung und Verabschiedung der AtG-Novelle bleibt, der ungeschriebenen Rechtsgrundsatz der Verfassungsorgantreue verletzt und wenn ja, welche Folgen hätte dies für das weitere Gesetzgebungsverfahren? (CDU/CSU, Frage III. 4.)

Der Grundsatz der Verfassungsorgantreue ist nicht verletzt, da der Bundestag frei ist. Unabhängig davon hätte eine Verletzung der Verfassungsorgantreue durch die Bundesregierung keinen Einfluß auf die Gültigkeit eines vom Bundestag verabschiedeten Gesetzes.

Stellt die zwischen den EVU und der Bundesregierung getroffene Vereinbarung einen hinreichenden Rechtsgrund zur Statuierung einer etwaigen Pflicht zur Gesetzesinitiative dar bzw. ist durch die in der Vereinbarung getroffenen Verpflichtungen das Initiativrecht der Bundesregierung gemäß Art. 76 Abs 1 GG in unzulässiger Weise gebunden? (CDU/CSU, Frage III. 5.)

Die Bundesregierung war durch die Vereinbarung nicht verpflichtet, eine Gesetzesinitiative zu ergreifen.

Zustimmung des Bundesrates erforderlich?

Halten Sie die Zustimmung des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf verfassungsrechtlich für erforderlich? (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frage 32)

Ist die nunmehr vorgelegte Atomgesetznovelle zustimmungspflichtig? (CDU/CSU, Frage III. 2.)

Der Gesetzentwurf ist nicht zustimmungsbedürftig.

Art. 87 c GG scheidet als Grundlage für eine eventuelle Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes aus. Dort wird die Zustimmung des Bundesrates verlangt für die gesetzliche Anordnung der Auftragsverwaltung im Bereich der Ausführung von Gesetzen, die auf Grundlage des Art. 74 Nr. 11 a GG ergangen sind. Die im Gesetzentwurf enthaltenen Modifikationen des AtG ändern an der mit Zustimmung des Bundesrates für die Ausführung des AtG bereits angeordneten Verwaltung im Auftrag des Bundes jedoch nichts.

Auch aus Art. 85 Abs. 1 GG folgt keine Zustimmungsbedürftigkeit. Ob der Bundesrat einem Gesetz zustimmen muss, hängt davon ab, ob darin eine „Regelung“ des Verwaltungsverfahrens oder der Behördenorganisation enthalten ist. Das Bundesverfassungsgericht unterscheidet hier zwischen Bundesgesetzen, die das Verfahren der Landesbehörden regeln, und solchen, die es lediglich „berühren“ (BVerfGE 75, 108 (150); 55, 274 (319)). Die Zustimmungsbedürftigkeit wird nicht bereits dadurch ausgelöst, dass Verwaltungshandeln der Länder ausgelöst oder beendet wird (BVerfGE 55, 274 (319)). Eine bloß mittelbare oder rein quantitative Wirkung auf die Tätigkeit der Länder genügt nicht. Vielmehr ist eine qualitative Festlegung des Aufgabenkreises der Landesbehörden durch das Bundesgesetz erforderlich (BVerfGE 75, 108 (150 f.)). Sinn und Zweck des Zustimmungserfordernisses ist nämlich der Schutz der Länderinteressen in Angelegenheiten von finanzieller und verwaltungsmäßiger Tragweite (BVerfGE 61, 149 (206)).

Eine Prüfung der Regelungen des Gesetzentwurfes im Vergleich zu den bisherigen bei der Ausführung des Atomgesetzes von den Ländern zu erfüllenden Aufgaben ergibt, dass die Länder nicht mit qualitativ neuen Aufgaben belastet werden. Die Veränderungen sind insgesamt allenfalls quantitativer Art, teilweise wird die Belastung der Länder sogar reduziert. Eine Regelung des Verwaltungsverfahrens oder der Behördenorganisation i. S. d. Art. 85 Abs. 1 GG wird dadurch also nicht getroffen. 

Auch die in § 12 Abs. 1 S. 1 AtG unter Nr. 9 neu aufgenommene Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung mit verfahrensrechtlichem Gehalt löst die Zustimmungsbedürftigkeit nicht aus. Das Bundesverfassungsgericht hat zwar klargestellt, dass grundsätzlich auch die Ermächtigung zum Erlass verfahrensregelnder Rechtsverordnungen zustimmungspflichtig ist. Offen gelassen wurde allerdings die Frage, ob dies auch dann gilt, wenn die Rechtsverordnung selbst nur mit Zustimmung des Bundesrates erlassen werden kann (BVerfGE 55, 274 (326)). Eine solche Konstellation liegt hier vor, da sich die Zustimmungsbedürftigkeit der in § 12 Abs. 1 S. 1 AtG vorgesehenen Rechtsverordnungen aus Art. 80 Abs. 2 GG ergibt. Vor dem Hintergrund des vom Bundesverfassungsgericht definierten Zwecks des Zustimmungserfordernisses, der im Schutz der Länderinteressen in Angelegenheiten von finanzieller und verwaltungsmäßiger Tragweite liegt (BVerfGE 61, 149 (206)), ist eine Zustimmungspflichtigkeit der Ermächtigung zu ihrerseits zustimmungspflichtigen Rechtsverordnungen jedoch nicht zu rechtfertigen. Denn der Schutz der Länderinteressen wird ausreichend und sogar besser gewährleistet, wenn diese der letztlich erlassenen Rechtsverordnung zustimmen müssen, als wenn sie dieses Recht bei Erlass der Verordnungsermächtigung wahrnehmen. Die Rechtsverordnung selbst lässt die tatsächlichen Auswirkungen der Regelung für das Verwaltungsverfahren und die Behördenorganisation deutlich erkennen. Die Länder sind durch die Zustimmungspflichtigkeit der konkreten Rechtsverordnungen daher vor einer schleichenden Aushöhlung ihrer Verwaltungskompetenzen umfassend geschützt. 

Frankfurt am Main, den 30.10.2001.

(Prof. Dr. Georg Hermes)
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Antworten 

zum Fragenkatalog der öffentlichen Anhörung 

des Ausschusses des Deutschen Bundestages für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

am Montag, den 5.11.2001, 

zum Entwurf eines Gesetzes zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung zur gewerblichen Erzeugung 

von elektrischer Energie – BT-Drs. 14/6890 –

Teil a (Fragenkatalog der SPD-Fraktion und der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen)

IV. Juristische Fragen und Haftungsprobleme

zu Ziff. 30

a) Die Begründung des Gesetzentwurfs („A. Allgemeiner Teil“) enthält keine eindeutigen Aussagen darüber, auf Grund welcher Umstände und Erkenntnisse die Bundesregierung nunmehr eine grundsätzlich andere Risikobewertung vornimmt bzw. auf Grund welcher neuer Beurteilungs- und Bewertungsfaktoren sie die – vom BVerfG in st. Rspr. als verfassungsgemäß bestätigte – friedliche Nutzung der Kernenergie „nur noch für einen begrenzten Zeitraum für tolerabel“ (S. 14 der Begründung) hält. Auch bleibt offen, warum – wenn denn unvertretbare Risiken bestehen würden – gleichwohl noch eine Laufzeit von durchschnittlich 32 Kalenderjahren tolerabel sein soll, die zumal noch durch (ausnahmsweise zulässigen) Strommengentausch verlängert werden kann. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß im Falle gefahrrelevanter Risiken das atomrechtliche Instrumentarium bereit steht, d.h. gem. § 19 AtG eine sofortige vorläufige Stillegung oder gem. § 17 Abs. 5 AtG ein Genehmigungswiderruf möglich ist.

Angesichts der Reichweite der vorgesehen Laufzeitbegrenzung sind die Anforderungen an eine nachvollziehbare, plausible Gesetzesbegründung von umso größerer Bedeutung. 

b) Die Bezugnahmen der Begründung auf die Konsensvereinbarung vom 14.6.2000 (z.B. S. 13) wirft grundsätzliche verfassungsrechtliche Fragen auf, wird aber letztlich nicht nicht zu beanstanden zu sein. Sie läßt sich vor allem als Klarstellung der Genese des Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung bewerten. Es liegt prinzipiell in ihrer Kompetenz der Gesetzesinitiative (Art. 76 Abs. 1 GG), sich auf Regelungen aus einer – als unverbindliches gentlemen’s aggreement zu qualifizierenden – „Vereinbarung“ mit den EVU zu stützen. Die freie Entscheidung des Abgeordneten wird – auch bei voller Würdigung des unzweifelhaften faktischen Gewichts der Konsensvereinbarung – nicht derart eingeschränkt, daß die vom Grundsatz des freien Mandats geforderte Freiheit der Willensbildung und Stimmabgabe verletzt wäre. 

Damit ist auch eine Beeinträchtigung des Rechtsstatus des Bundestages als Verfassungsorgan nicht gegeben. Der ungeschriebene Grundsatz der Verfassungsorgantreue ist sonach nicht verletzt. 

zu Ziff. 31

Die Ersetzung des Förder- durch den Beendigungszweck wirft Fragen des rechtsstaatlichen Gebots der Bestimmtheit und Vorhersehbarkeit auf. Allerdings ergibt sich aus dem Gesetz (Garantie von durchschnittlich 32 Kalenderjahren Betriebslaufzeit) wie seiner Begründung (u.a. S. 14), daß innerhalb des durch Strommengen definierten Laufzeit- rahmens  der weitere Betrieb der Kernkraftwerke auf dem international gesehen hohen Sicherheitsniveau gewährleistet wird. Mit dieser Maßgabe ist die Zweckbestimmung des § 1 Nr. 1 AtG-E auszulegen. 

Dem ist auch in Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren Rechnung zu tragen.

zu Ziff. 32

Die Zustimmungsbedürftigkeit eines Gesetzes besteht grundsätzlich nur in ausdrücklich im Grundgesetz im einzelnen genannten Fällen. Vorliegend könnte sie sich insbesondere aus Art. 85 Abs. 1 GG ergeben. Danach wäre die geplante AtG-Novelle zustimmungsbedürftig, wenn sie die „Einrichtung“ der Behörden regeln würde. Nach der Rspr. des BVerfG ist hierfür eine rein quantitative Aufgabenmehrung nicht ausreichend. Erforderlich ist vielmehr eine solche qualitativer Art. Daher kommt es darauf an, ob die Ausführung der vorgesehenen Neuregelungen zu einer solchen qualitativen Mehrbelastung kommt, daß man von der Zuweisung eines Aufgabenkomplexes sprechen kann. In Betracht kommt hierfür vor allem die geplante Periodische Sicherheitsüberprüfung. Ob insoweit mit einer entsprechenden Bindung des Personals in den Länderaufsichtsbehörden zu rechnen ist, kann nur aus fachlicher Sicht der sachkundigen Behörde prognostiziert werden. Dies gilt auch für die Ausführung der übrigen Neuregelungen, deren qualitatives Gewicht einzeln, aber auch in der Summe insgesamt – zusammen mit § 19 a AtG-E – ermittelt und gewichtet werden muß.

zu Ziff. 34

Die Neuregelung des § 5 Abs. 2 und 3 AtG-E zielt auf eine stärkere Verwirklichung des Verursacherprinzips. Mit der Einführung einer privaten Sorgepflicht wird die staatliche Aufbewahrung in den genannten Fällen zurückgenommen. Die tatbestandliche Ausprägung der geplanten Sorgepflicht ist allerdings wenig konturiert. Dies ist unter Aspekten rechtsstaatlich gebotener  Bestimmtheit insofern von besonderer Bedeutung, als die Verwahrungsbehörde gegenüber den Pflichtigen Anordnungen erlassen und diese mit einem Zwangsgeld bis zu 500.000 Euro durchsetzen kann. 

zu Ziff. 35

a) Die geplante gesetzliche Laufzeitbegrenzung wirft verfassungsrechtliche Fragen insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Eigentumsgarantie des Art. 14 GG auf. Einerlei, ob man die Regelung des § 7 a Abs. 1 S. 1 AtG-E als Enteignung oder als Inhalts- und Schrankenbestimmung qualifiziert, muß die  Laufzeitbegrenzung dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügen. Danach muß ein Gemeinwohlgrund vorliegen und die Regelung geeignet, erforderlich und verhältnismäßig i.e.S. (angemessen) sein (vgl. hierzu und zum Folgenden Schmidt-Preuß, NJW 2000, 1524 [1527 – 1528]). Verfassungsrechtliche Fragen stellen sich zunächst in Bezug auf die Gemeinwohlhaltigkeit wegen der kompensatorischen Negativeffekte zu Lasten des Klimaschutzes (vergleichenden Risikoanalyse) oder der Geeignetheit, weil auch bei einem Ausstieg Deutschlands aus der Kernenergie über 100 Kernkraftwerks-Blöcke ringsum in Betrieb bleiben und das damit verbundene Risiko „unentrinnbar“ ist. Im Zentrum der verfassungsrechtlichen Analyse steht die Frage, ob die geplante Laufzeitbegrenzung dem Verhältnismäßigkeitsprinzip genügt. Hier werden im Schrifttum teils kürzere Laufzeiten für zulässig, teils längere für geboten gehalten. Aus Gründen des Eigentumsschutzes muß die Laufzeit nicht nur die Amortisation, sondern auch eine angemessene Phase gewinnbezogener Nutzung ermöglichen. Dies wäre jedenfalls bei einer Laufzeit von 40 Jahren individueller nuklearer Betriebszeit erfüllt. Hält der Gesetzgeber eine kürzere Laufzeit für geboten - der Gesetzentwurf sieht durchschnittlich 32 Kalenderjahre vor - , dann müßte er derartige Risiken der friedlichen Nutzung der Kernenergie anhand solcher Erkenntnisse und Bewertungsfaktoren nachvollziehbar belegen, die eine derartige Begrenzung des Eigentums zwingend notwendig erscheinen lassen. Hierzu sei auf die Antwort auf die Frage Teil a zu Ziff. 30 a) verwiesen. Eine rein politische Risikobewertung genügt nicht. 

Eine Qualifizierung der Laufzeitbegrenzung als Enteignung zöge des weiteren eine Entschädigungsregelung im Gesetz zwingend nach sich (Art. 14 Abs. 3 GG; sog. Junktim-Klausel). Bei Annahme einer Inhalts- und Schrankenbestimmung könnte die Verhältnismäßigkeit durch die Bemessung der Laufzeit bei entsprechender „Zeitkomponente“ gewahrt werden.

b) Die Laufzeitbegrenzung greift auch in die Berufsausübungsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG ein. Für die Rechtfertigung gilt das soeben zu Art. 14 GG Ausgeführte.

zu Ziff. 36

Die Regelung zur Berechnung der jeweils noch verbleibenden Reststrommengen wirft keine rechtlich durchgreifenden Bedenken auf.

zu Ziff. 37

Die Regelung für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich führt dazu, daß die hierdurch repräsentierte Strommenge in den vom Gesetzentwurf genannten namentlich aufgeführten anderen Kernkraftwerken genutzt werden kann. Ausweislich der Gesetzesbegründung wird hiermit die in der Konsensvereinbarung getroffene Regelung umgesetzt.

Ziff. 38

Das geplante Wiederaufarbeitungsverbot greift in den Regelungsbereich des Art. 93 EURATOM-Vertrag ein (vgl. hierzu und zum Folgenden Schmidt-Preuß, Rechtsfragen des Ausstiegs aus der Kernenergie, 2000, S. 12 ff.). Dieser garantiert die Warenverkehrsfreiheit auf dem Kernenergiebinnenmarkt (EuGH). Abgebrannte Brennelemente erfüllen den Begriff der Ware i.S.d. Art. 93 EURATOM-Vertrag. Es liegt eine mengenmäßige Ausfuhrbeschränkung vor, da die „Menge Null“ festgelegt wird. Rechtfertigungsgründe sieht Art. 93 EURATOM-Vertrag nicht vor. Angesichts des abschließenden Charakters des EURATOM-Vertrages kommt ein Rückgriff auf Art. 30 EG nicht in Betracht. Selbst bei anderer Auffassung wäre durch den Mitgliedstaat ein entsprechendes Gefahrenpotential nachprüfbar und plausibel darzulegen. Eine gesetzliche Regelung, die gegen Gemeinschaftsrecht verstößt, kann das verfassungsrechtliche Gemeinwohlkriterium (Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG bzw. Verhältnismäßigkeitsprinzip) nicht erfüllen. - Im übrigen könnte die Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten.

Ob in völkerrechtlicher Hinsicht Bedenken bestehen, hängt davon ab, ob – abgesehen von der europarechtlichen Beurteilung – nach dem 1.1.2005 die zivilrechtlichen Wiederaufarbeitungsverträge gekündigt bzw. abgelaufen sind. Die völkerrechtlichen Begleitverträge zwischen der Bundesrepublik Deutschland auf der einen und Frankreich bzw. dem Vereinigten Königreich auf der anderen Seite haben den Zweck, die zivilrechtlichen Wiederaufarbeitungsverträge völkerrechtlich abzusichern und zu fördern. Sie setzen daher ihre rechtliche Existenz voraus.

zu Ziff. 40

Die vorgesehene Erhöhung der Deckungsvorsorge auf 2,5 Mrd. Euro stellt einen Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit dar. Die sich aus der damit erforderlichen höheren Risikoabdeckung durch eine Haftpflichtversicherung bzw. sonstige finanzielle Sicherheiten ergebende Kostenbelastung auf Seiten der Betreiber erscheint angesichts des Gewichts eines verbesserten Opferschutzes als hinnehmbar (vgl. Schmidt-Preuß, Rechtsfragen, aaO [Ziff. 38], S. 63 ff.). 

Eine höhere Deckungsvorsorge als die vom Gesetzentwurf vorgesehene erscheint verfassungsrechtlich – auch unter Aspekten der Schutzpflicht – nicht geboten. 

zu Ziff. 41

Gegen die geplanten Neuregelungen zur Deckungsvorsorge - insbesondere auch im 

Hinblick auf die „sonstigen finanziellen Sicherheiten“ – bestehen keine durchgreifenden 

rechtlichen Bedenken. Auf die vorstehende Antwort zu Ziff. 40 sei hingewiesen.

Ziff. 42

Bevor u.a. eine Überprüfung der Auslegung von Kernkraftwerken sowie Risikostudien derzeit noch nicht vorliegen bzw. nicht abgeschlossen sind, läßt sich die Frage aus rechtlicher Sicht nicht beantworten. 

Teil b (Fragenkatalog der CDU/CSU-Fraktion)

III. Juristische Fragen

zu Ziff. 1

Das gesetzliche Verbot atomrechtlicher Neugenehmigungen greift in die Berufsausübungsfreiheit  des Art. 12 Abs. 1 GG ein. Gerechtfertigt ist diese Regelung nur dann, wenn sie dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügt. Danach muß die Regelung einen Gemeinwohlzweck verfolgen und geeignet, erforderlich sowie verhältnismäßig i.e.S. (angemessen) sein (vgl. hierzu und zum Folgenden Schmidt-Preuß, Rechtsfragen des Ausstiegs aus der Kernenergie, 2000, S. 53 ff.). Bei der Gemeinwohlbestimmung billigt das BVerfG dem Gesetzgeber allgemein einen – wenn auch nicht unbegrenzten – Gestaltungs- und Einschätzungsspielraum ein. Ein Verbot der Erteilung von Neugenehmigungen beseitigt wie bei jeder Nullvariante vollständig jegliche Risiken. Freilich hat das BVerfG die Verfassungsmäßigkeit der friedlichen Nutzung der Kernenergie stets bekräftigt.

Geht man von der Erfüllung des Gemeinwohlkriteriums aus, zwingt § 7 Abs. 2 a AtG  nicht zu der Annahme, daß es an der Geeignetheit oder Erforderlichkeit des Verbots der  Erteilung von Neugenehmigungen fehlt. Wird das – als gemeinwohlhaltig anerkannte - Ziel des völligen Ausschlusses von Risiken infolge der friedlichen Nutzung der Kernenergie auf deutschem Hoheitsgebiet verfolgt, erscheint das Verbot von Neugenehmigungen nicht von vornherein als untauglich, d.h. ungeeignet. Die Regelung des § 7 Abs. 2 a AtG (der nach dem Entwurf aufgehoben werden soll) läßt die Erforderlichkeit nicht entfallen, weil nunmehr auch das noch verbliebene – weiter reduzierte – Restrisiko beseitigt werden soll. Auch auf der Stufe der Geeignetheit und der Erforderlichkeit billigt das BVerfG dem Gesetzgeber allgemein den vorgenannten Einschätzungsspielraum ein. 

zu Ziff. 2

Die Zustimmungsbedürftigkeit eines Gesetzes besteht grundsätzlich nur in ausdrücklich im Grundgesetz im einzelnen genannten Fällen. Vorliegend könnte sie sich insbesondere aus Art. 85 Abs. 1 GG ergeben. Danach wäre die geplante AtG-Novelle zustimmungsbedürftig, wenn sie die „Einrichtung“ der Behörden regeln würde. Nach der Rspr. des BVerfG ist hierfür eine rein quantitative Aufgabenmehrung nicht ausreichend. Erforderlich ist vielmehr eine solche qualitativer Art. Daher kommt es darauf an, ob die Ausführung der vorgesehenen Neuregelungen zu einer solchen qualitativen Mehrbelastung kommt, daß man von der Zuweisung eines Aufgabenkomplexes sprechen kann. In Betracht kommt hierfür vor allem die geplante Periodische Sicherheitsüberprüfung. Ob insoweit mit einer entsprechenden Bindung des Personals in den Länderaufsichtsbehörden zu rechnen ist, kann nur aus fachlicher Sicht der sachkundigen Behörde prognostiziert werden. Dies gilt auch für die Ausführung der übrigen Neuregelungen, deren qualitatives Gewicht einzeln, aber auch in der Summe insgesamt – zusammen mit § 19 a AtG-E – ermittelt und gewichtet werden muß.

zu Ziff. 3

Eine Änderung des AtG-E würde zu einer entsprechenden Divergenz im Verhältnis zur Konsensvereinbarung führen. Nach deren Ziff. V.2 gehen die Beteiligten davon aus, “daß das zu novellierende Atomgesetz einschließlich der Begründung die Inhalte dieser Vereinbarung umsetzt”.

zu Ziff. 4

Die „Konsensvereinbarung“ stellt rechtlich ein sog. „gentlemen’s aggrement“ dar. Namentlich ist sie kein öffentlich-rechtlicher Vertrag. Die Konsensvereinbarung entfaltet daher nach keiner Seite rechtliche Bindungen. Die freie Entscheidung des Abgeordneten wird – auch bei voller Würdigung des unzweifelhaften faktischen Gewichts der Konsensvereinbarung – nicht derart eingeschränkt, daß die vom Grundsatz des freien Mandats geforderte Freiheit der Willensbildung und Stimmabgabe verletzt wäre. 

Damit ist auch eine Beeinträchtigung des Rechtsstatus des Bundestages als Verfassungsorgan nicht gegeben. Der ungeschriebene Grundsatz der Verfassungsorgantreue ist sonach nicht verletzt. 

zu Ziff. 5

Wie in der Antwort auf Frage 4 ausgeführt, handelt es sich bei der Konsensvereinbarung um ein sog. gentlemen’s aggrement, das nach keiner Seite rechtliche Verpflichtungen begründet. Ausweislich des Wortlauts der Konsensvereinbarung hat sich die Bundesregierung nicht mit Rechtsbindungswillen dazu „verpflichtet“, einen Gesetzentwurf einzubringen oder dies zu unterlassen. Vielmehr liegen auf Seiten der Bundesregierung – verfassungsrechtlich zulässige - politische Absichtserklärungen vor. Daher stellt der Abschluß der Konsensvereinbarung durch die Bundesregierung keinen Verstoß gegen Art. 76 Abs. 1 GG, der auch das Gebot enthält, sich nicht der Kompetenz zur Gesetzesinitiative  durch unzulässige rechtliche Vorabbindungen zu begeben, dar. 

zu Ziff. 6

a) Für die Frage der Rechtfertigung eines Eingriffs kommt es im Rahmen der Verhältnismäßigkeit auf nachvollziehbare, auf überprüfbaren Annahmen beruhende Erwägungen zur Risikoermittlung und –bewertung an. Rein politische Risikoneubewertungen genügen nicht. Bei der notwendigen Abwägung zwischen dem Rang des Eigentums auf der einen Seite und den zu besorgenden Risiken auf der anderen Seite besteht ein Verhältnis der Wechselwirkung: Je geringer diese bei Würdigung des möglichen Schadensausmaßes zu veranschlagen sind, desto mehr Gewicht kommt jenem zu.

b) aa) Ein Eingriff in das Eigentumsgrundrecht kommt nicht in Betracht, wenn der Grundrechtsträger auf sein materielles Eigentumsgrundrecht verzichtet hat. Allgemein gilt der Grundsatz, daß Grundrechtsträger auf Grundrechte verzichten können, soweit diese disponible  Rechtsgüter schützen. Hierzu gehört das Eigentumsgrundrecht. Insoweit gilt das Prinzip “volenti non fit inuria“.

bb) Einen solche materiellen Verzicht auf ihr Eigentumsgrundrecht haben die Energieversorgungsunternehmen allerdings ausweislich der Konstensvereinbarung keineswegs erklärt. 

Eine andere Frage ist es, ob die EVU von einem Gebrauch ihres Rechtsbehelfs gegenüber der AtG-Novelle absehen, solange die für sie entscheidenden, in der Konsensvereinbarung genannten Bedingungen erfüllt sind. 

zu Ziff. 7

a) Die geplante gesetzliche Laufzeitbegrenzung wirft verfassungsrechtliche Fragen insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Eigentumsgarantie des Art. 14 GG auf. Einerlei, ob man die Regelung des § 7 a Abs. 1 S. 1 AtG-E als Enteignung oder als Inhalts- und Schrankenbestimmung qualifiziert, muß die  Laufzeitbegrenzung dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügen. Danach muß ein Gemeinwohlgrund vorliegen und die Regelung geeignet, erforderlich und verhältnismäßig i.e.S. (angemessen) sein (vgl. hierzu und zum Folgenden Schmidt-Preuß, NJW 2000, 1524 [1527 – 1528]). Verfassungsrechtliche Fragen stellen sich zunächst in Bezug auf die Gemeinwohlhaltigkeit wegen der kompensatorischen Negativeffekte zu Lasten des Klimaschutzes (vergleichenden Risikoanalyse) oder der Geeignetheit, weil auch bei einem Ausstieg Deutschlands aus der Kernenergie über 100 Kernkraftwerks-Blöcke ringsum in Betrieb bleiben und das damit verbundene Risiko „unentrinnbar“ ist. Im Zentrum der verfassungsrechtlichen Analyse steht die Frage, ob die geplante Laufzeitbegrenzung dem Verhältnismäßigkeitsprinzip genügt. Hier werden im Schrifttum teils kürzere Laufzeiten für zulässig, teils längere für geboten gehalten. Aus Gründen des Eigentumsschutzes muß die Laufzeit nicht nur die Amortisation, sondern auch eine angemessene Phase gewinnbezogener Nutzung ermöglichen. Dies wäre jedenfalls bei einer Laufzeit von 40 Jahren individueller nuklearer Betriebszeit erfüllt. Hält der Gesetzgeber eine kürzere Laufzeit für geboten - der Gesetzentwurf sieht durchschnittlich 32 Kalenderjahre vor - , dann müßte er derartige Risiken der friedlichen Nutzung der Kernenergie anhand solcher Erkenntnisse und Bewertungsfaktoren nachvollziehbar belegen, die eine derartige Begrenzung des Eigentums zwingend notwendig erscheinen lassen. Hierzu sei auf die Antwort auf die Frage Teil a zu Ziff. 30 a) verwiesen. Eine rein politische Risikobewertung genügt nicht. 

Eine Qualifizierung der Laufzeitbegrenzung als Enteignung zöge des weiteren eine Entschädigungsregelung im Gesetz zwingend nach sich (Art. 14 Abs. 3 GG; sog. Junktim-Klausel). Bei Annahme einer Inhalts- und Schrankenbestimmung könnte die Verhältnismäßigkeit durch die Bemessung der Laufzeit bei entsprechender „Zeitkomponente“ gewahrt werden.

b) Nach dem Gesetzentwurf soll auf Grund einer Risikoneubewertung eine Laufzeit nur noch bis durchschnittlich 32 Kalenderjahre tolerabel sein. Es stellt sich die Frage nach der Reichweite dieses Grundansatzes, wenn  – bei immanenter Betrachtung – der nach der vorgesehenen Regelung ausnahmsweise zulässige Strommengentausch von neu auf alt zu Laufzeiten von über 32 Kalenderjahren führen kann.

zu Ziff. 8

Die Gewährung eines „Sicherheitsrabatts“ – wollte man darunter eine Unterschreitung des Maßes gebotener Schadensvorsorge nach dem Stand von Wissenschaft und Technik verstehen – ist während der Restlaufzeit weder geboten noch zulässig. 

Eine andere Frage ist, ob bei Veränderungsgenehmigungen zwecks sicherheitsverbessernder Nachrüstung berücksichtigt werden kann und muß, wie lange die Anlage insgesamt noch in Betrieb ist. Diese Frage ist außerhalb des Gefahrenbereichs nach Maßgabe der Verhältnismäßigkeit zu bejahen.

zu Ziff. 9 

Das geplante Wiederaufarbeitungsverbot greift in den Regelungsbereich des Art. 93 EURATOM-Vertrag ein (vgl. hierzu und zum Folgenden Schmidt-Preuß, Rechtsfragen des Ausstiegs aus der Kernenergie, 2000, S. 12 ff.). Dieser garantiert die Warenverkehrsfreiheit auf dem Kernenergiebinnenmarkt (EuGH). Abgebrannte Brennelemente erfüllen den Begriff der Ware i.S.d. Art. 93 EURATOM-Vertrag. Es liegt eine mengenmäßige Ausfuhrbeschränkung vor, da die „Menge Null“ festgelegt wird. Rechtfertigungsgründe sieht Art. 93 EURATOM-Vertrag nicht vor. Angesichts des abschließenden Charakters des EURATOM-Vertrages kommt ein Rückgriff auf Art. 30 EG nicht in Betracht. Selbst bei anderer Auffassung wäre durch den Mitgliedstaat ein entsprechendes Gefahrenpotential nachprüfbar und plausibel darzulegen. Eine gesetzliche Regelung, die gegen Gemeinschaftsrecht verstößt, kann das verfassungsrechtliche Gemeinwohlkriterium (Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG bzw. Verhältnismäßigkeitsprinzip) nicht erfüllen. - Im übrigen könnte die Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten.

zu Ziff. 10

Der Bund hat nach § 9 a Abs. 3 Satz 1 Hs. 2 AtG  Endlager einzurichten. Aus naheliegenden Kapazitätsgründen haben die Länder ein starkes Interesse daran, daß die in den von ihnen eingerichteten Landessammelstellen zwischenlagernden radioaktiven Abfälle an ein Endlager abtransportiert werden können. Ebenso liegt es im Interesse der Länder, daß die nicht wärmeentwickelnden Betriebsabfälle aus den Kernkraftwerken möglichst rasch in ein Endlager verbracht werden. Soweit es hier in beiden Punkten durch das Moratorium für Gorleben zu Verzögerungen kommt und – was nicht-wärmeentwickelnde Abfälle betrifft  - auch das Endlager Konrad nicht zur Verfügung gestellt wird, wären Belange der Länder in einer unter dem Aspekt der Bundestreue relevanten Weise berührt. 

Vor diesem Hintergrund hätte auch die Aufgabe der Entsorgungsvorsorgegrundsätze von 1979/1980 – die einvernehmlich zwischen den Regierungschefs von Bund und Ländern beschlossen und sodann vom Bundesministerium des Innern bekanntgegeben wurden  – unter dem Gesichtspunkt der Bundestreue gegenüber den Ländern deren angemessene Beteiligung bedingt. 

zu Ziff. 11

Die Endlagereinrichtung ist eine Verpflichtung des Bundes. Der jetzt vorgesehene Entsorgungsvorsorgenachweis koppelt die Endlagerkomponente ab. § 9 a Abs. 3 Satz 

1 Hs. 2 AtG definiert allerdings nicht die Anforderungen an den Entsorgungsvorsorgenachweis. Im übrigen ist auf die Antwort zu Frage Ziff. 10 zu verweisen.

Teil c (Fragenkatalog der FDP-Fraktion)

4. Juristische Fragen und Haftungsprobleme

zu Ziff. a) 

Die „Konsensvereinbarung“ stellt rechtlich ein sog. „gentlemen’s aggrement“ dar. Namentlich ist sie kein öffentlich-rechtlicher Vertrag. Die Konsensvereinbarung entfaltet daher nach keiner Seite rechtliche Bindungen. Die freie Entscheidung des Abgeordneten wird – auch bei voller Würdigung des unzweifelhaften faktischen Gewichts der Konsensvereinbarung – nicht derart eingeschränkt, daß die vom Grundsatz des freien Mandats geforderte Freiheit der Willensbildung und Stimmabgabe verletzt wäre.  

Damit ist auch eine Beeinträchtigung des Rechtsstatus des Bundestages als Verfassungsorgan nicht gegeben. Der ungeschriebene Grundsatz der Verfassungsorgantreue ist sonach nicht verletzt. 

Ebenso wenig hat die Bundesregierung mit dem Abschluß der Konsensvereinbarung ihre Kompetenz zur Gesetzesinitiative (Art. 76 Abs. 1 GG) verletzt. Sie wäre überschritten, wenn sie sich mit Rechtsbindungswillen verpflichtet hätte, einen Gesetzentwurf einzubringen oder dies zu unterlassen. Dies ist ausweislich der Konsensvereinbarung aber nicht geschehen. Vielmehr liegen auf Seiten der Bundesregierung – verfassungsrechtlich zulässige - politische Absichtserklärungen vor. Daher stellt der Abschluß der Konsensvereinbarung durch die Bundesregierung keinen Verstoß gegen Art. 76 Abs. 1 GG, der auch das Gebot enthält, sich nicht der Kompetenz zur Gesetzesinitiative durch unzulässige rechtliche Vorabbindungen zu begeben (vgl. zum Ganzen Schmidt-Preuß, in: FS f. Leisner, 1999, S. 467 [480 f.]). 

Schließlich können durchgreifende verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Konsensvereinbarung auch nicht unter dem Aspekt eines rechtlich unzulässigen Drucks gegenüber den EVU geltend gemacht werden. Es kann davon ausgegangen werden, daß die für das Unternehmenswohl verantwortlichen Unternehmensvorstände die Konsensvereinbarung nicht unterzeichnet hätten, wäre ein solcher Druck ausgeübt worden. Vor diesem Hintergrund ist auch die in der Konsensvereinbarung enthaltene Erklärung der Bundesregierung, sie werde "einen ungestörten Betrieb“ garantieren, nicht als Ankündigung eines unzulässigen Gesetzesvollzugs zu verstehen, sondern als Inaussichtstellung, statt einer “strengeren” eine “großzügigere” Auslegung innerhalb der Bandbreite gesetzlich eingeräumter Beurteilungs- und Ermessensspielräume zu wählen. 

Die Vorgehensweise in Gestalt der Konsensvereinbarung als Grundlage der AtG-Novelle ist damit verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

Teil d (Fragenkatalog der PDS-Fraktion)

zu Ziff. 1

Der Stellenwert des Schutzes von Leben und Gesundheit bleibt unverändert. § 1 Nr. 2 AtG – der das sog. Schutzprinzip normiert -  ist nicht Gegenstand der geplanten AtG-Novelle. Auch die vorgesehene Ersetzung des Förder- durch den Beendigungszweck in § 1 Nr. 1 AtG-E hat nicht zur Folge, daß sich der Stellenwert des Schutzes von Leben und Gesundheit relativiert.  Die verfassungsrechtliche Schutzpflicht bleibt ohnehin unberührt (s. Antwort auf die Frage zu Ziff. 3).

zu Ziff. 2

Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG enthält das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Es kann gem. Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GG auf Grund eines Gesetzes sowie – ungeschrieben – auch durch ein Gesetz beschränkt werden. Inhaltlich muß die einschränkende Norm im Lichte des Grundrechts gesehen werden und insbesondere dem Verhältnismäßigkeitsprinzip entsprechen.

zu Ziff. 3

Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG stellt zum einen ein klassisches Abwehrrecht dar. Darüber hinaus kommt ihm aber nach st. Rspr. des BVerfG auch die Dimension einer Schutzpflicht zu. Danach ist der Staat gehalten, sich schützend vor die Rechtsgüter Leben und körperliche Unversehrheit zu stellen, um zu verhindern, daß diese von dritter Seite unvertretbaren Risiken ausgesetzt werden. Nicht zuletzt ist es der Gesetzgeber, der diese Schutzpflicht beachten muß. Auf der Stufe des “Wie” – also bei der Antwort auf die Frage, wie er diese Schutzpflicht erfüllt – billigt das BVerfG ihm eine Einschätzungs- und Gestaltungsprärogative zu. Stets hat der Gesetzgeber das Verhältnismäßigkeitsprinzip zu wahren.

zu Ziff. 4:

Eine Überprüfung der geplanten AtG-Novelle durch das BVerfG im Wege der abstrakten Normenkontrolle ist möglich, sofern z.B. ein Drittel der Mitglieder des Bundestages einen entsprechenden Antrag stellt. Eine zeitliche Befristung besteht für einen solchen Antrag nicht.

zu Ziff. 5

Die verfahrensrechtliche Stellung Dritter wird in § 7 Abs. 4 Satz 3 AtG sowie in der AtVfV geregelt. Diese Vorschriften werden durch die geplante AtG-Novelle nicht berührt. Die materielle Rechtsposition Dritter wird namentlich durch § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AtG normiert. Danach ist die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Schadensvorsorge zu treffen. Auch an dieser Vorschrift soll sich nach der AtG-Novelle nichts ändern. Die beabsichtigte Streichung des - der Klarstellung dienenden - § 7 Abs. 2 Satz 2 AtG läßt das materielle Anforderungsprofil unberührt, da der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz unverrückbar von Verfassungs wegen gilt. Des weiteren führt auch die vorgesehene Streichung der Worte “zum Schutz der Allgemeinheit” in § 9 a Abs. 3 Satz 1 AtG nicht zu einer Änderung des Status von Drittbetroffenen. Was schließlich die Frage betrifft, ob die geplante Novelle “die prozessualen ... Rechte der Betroffenen” tangiert, so ist hervorzuheben, daß Regelungen dieser Art nicht vorgesehen sind.

zu Ziff. 7 - 9

Nach § 18 Abs. 1 Satz 4 AtG ist die Entschädigung – bei Anlagen - durch die Höhe ihres Zeitwerts begrenzt. 

zu Ziff. 11

Die Regelung für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich führt dazu, daß die hierdurch repräsentierte Strommenge in den vom Gesetzentwurf genannten namentlich aufgeführten anderen Kernkraftwerken genutzt werden kann. Ausweislich der Gesetzesbegründung wird hiermit die in der Konsensvereinbarung getroffene Regelung umgesetzt.

zu Ziff. 12

Es wird auf die Antwort oben Teil a zu Ziff. 42 verwiesen. 

zu Ziff. 15

Da der Gesetzentwurf das Verbot der Erteilung von Neugenehmigungen vorsieht, ist es – aus dieser Sicht – eine Konsequenz dieser Regelung, daß für § 7 Abs. 2 a AtG kein Anwendungsraum bleibt.

zu Ziff. 21

Nach § 9 g AtG kann zur Sicherung der Erkundung von Standorten für Anlagen zur Endlagerung radioaktiver Abfälle oder zur Sicherung von Planungen für entsprechende Planfeststellungsverfahren durch Rechtsverordnung eine Veränderungssperre erlassen werden. Diese Vorschrift läßt die AtG-Novelle bestehen. Damit bleibt es weiterhin möglich, Planungsgebiete festzulegen, auf deren Flächen oder in deren Untergrund wesentlich wertsteigernde oder das Vorhaben bzw. die Standorterkundung erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen werden dürfen.

zu Ziff. 22

Der Gesetzentwurf trifft zur Frage der Beweislast keine Regelung. 

Erlangen, den 30.10.2001



Prof. Dr. Matthias Schmidt-Preuß 
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